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SED schafft neuen Klassenstaat
Verschiedene Preisebenen für vier Bevölkerungs-Kategorien

Zu den jüngsten Versprechungen der SED gehört die 30pro- 
zentige Steigerung des Realeinkommens bis zum Jahre 1960, 
dem Abschluß des lautenden Fünf jahresplans. Das hört sieh an, 
als müßten alle Sowjetzonenbewohner zu diesem Zeitpunkt 
SQ Prozent mehr verdienen, als müßte sich ihr Lebensstandard 
bis dahin um 30 Prozent heben. H ier scheint es an der Zeit, 
eine nur wenig bekannte Lohn- und Preispolitik  der SED zu 
beleuchten. D ie Po litik  verschiedener Preisebenen fü r verschie­
dene Bevölkerungskategorien — Merkmal des kommunistischen 
Klassenstaates. Für die SED besteht sie in der E inteilung der 
gesamten Bevölkerung in v ier mehr oder weniger priv ileg ierte 
Klassen, deren Lebensstandard bei oftmals gar nicht erheb­
lichen Einkommensunterschieden enorm differiert.

W ill  man diese „K lassen“ um­
reißen, könnte man sagen: 1. 
Partei- und Staatsfunktionäre, 
ein ige Schichten der Intelligenz, 
Führungskörper von Wehrmacht 
und Staatssicherheitsdienst; 2. 
Technische Intelligenz, A rbeiter 
in Schwerpunktbetrieben, Bri- 
gadiere, Angehörige von Volks­
polizei und Arm ee; 3. A lle in 
der Industrie und in der kollek­
tivierten Landwirtschaft be­
schäftigten Spitzenkräfte! 4.
übrige Bevölkerung .

W ir  haben in der Sowjetzone 
eine landläufige Klassenein­
stufung durch das Karten­
system. Bestimmte privilegierte 
Schichten sind in der Lage, sich 
gut und ausreichend auf Karten 
zu ernähren. D ie anderen geben 
einen erheblichen T e il ihres 
„Realeinkommens“ fü r diese 
Zwecke aus. Zum Lebensstan­
dard aber gehört mehr als der 
Inhalt eines Küchenschranks. 
H ier beginnt das Problem  des 
„D irekteinkaufs“.

A lle Parteistellen, Ministerien, 
Staatsverwaltungen und Schwer­
punktbetriebe geben ihren An­
gehörigen heute die Mööglieh- 
keit, gewisse Waren unter Um­
gehung von Konsum und HO im 
„D irektbezug“ von den H er­
stellerfirma bzw. den Staatlichen 
Handelskontoren zu kaufen. D ie 
im normalen Handel meist gar

nicht erhältlichen W aren w er­
den hier zu 40 bis 60 Prozent 
des Normalverkaufspreises ab­
gegeben. M it jeder Begüns.tig- 
ten-Stufe sinkt diese Chance 
w eiter ab. Ein Beispiel: Ein be­
stimmter W ohnzim m er-Typ der 
Möbelwerke Hellerau kann für 
Funktionäre über die ent­
sprechenden Dienststellen von 
1300 DM mit Polstergarnitur 
und Dekoration bezogen werden. 
K lasse 2 kann dieses Zimmer 
auf einer A rt Präm ien-W eg für 
etwa 1800 DM erwerben. Klasse 
3 könnte es eventuell noch über 
staatliche Verteilungsstellen zum 
Norm alpreis von 3400 DM er­
werben. Die Normalbevölkerung 
aber w ird  sich vergeblich um 
den Ankauf dieses an sich gar 
nicht einmal auffallenden E in­
richtungs-Typs bemühen. !

Das Beispiel SSD
Ein weiteres, typisches Bei­

sp iel: Die Angehörigen des
Staatssicherheitsdienstes beka­
men jahrelang weitaus höhere 
Gebältenr als die gleichrangigen 
Vertreter anderer Ministerien. 
Heute sind alle derartigen Ge­
hälter angeglichen, aber: E in 
SSD-Beamter m it 1200 DM  Ge­
halt kann sich gut doppelt so­
vie l leisten w ie ein Vertreter 
etwa des Gesundheitsministe­
riums in der gleichen Gehalts­
stufe. Einkaufsmöglichkeiten, die

Zahl der „Direktbezugs-Quellen“ 
und andere Vergünstigungen, 
bewirken diesen Unterschied.

Erst dieser Tage kam es zu 
Streitigkeiten in einem Ost­
berliner Großbetrieb, 'w eil man 
dort für der SED w ichtig genug 
erscheinende Funktionäre und 
„In telligenzler“  eine Sonder- 
verkaufsstelle der ' HO ein ­
richten wollte. In  Ostberlin war 
dies als erster Versuchsballon 
gedacht, in der Zone gibt es 
derartige P riv ileg ien  tausend­
fach und überall. Fachleute 
schätzen, daß etwa 30 bis 35 
Prozent aller verknappten Be­
darfsgüter auf diesem W eg  vor­
zeitig  verschwinden.

„Dumme kaufen ln der H O “
Die einstige Losung: „D.er

kluge Berliner kauft in der 
H O !“  w ird  von den Ostberliner 
Funktionären ironisch abgewan­
delt: „Nur der Dumme kauft in, 
der H O !" Es g ibt keine Staats- 
dienststelle und kein Parte i­
büro, das seine privat benötig­
ten W aren im  legalen Handel 
bezieht. Das Realeinkommen der 
Funktionäre steigert sich da­
durch oft um ein Vielfaches ge­
genüber dem der übrigen Bevöl­
kerung.

D ie SED aber w ird  auch im 
neuen Planjahrfünft diese ver­
schleierten vier Preisebenen fö r­
dern. Nur so kann sie —■ nach 
der Liquidation eines von der 
Zeit überholten Bezugssehein- 
und Pa jok-System s*— die fü r 
sie w ichtigen Staatsbürger kor­
rumpieren. Daß diese Korrup­
tion zu Lasten des Norm alver­
brauchers geht, sieht auch der 
N ichtinform ierte allein an der 
Beibehaltung des Lebensm ittel- 
karten-Systems, das längst auf­
gehoben werden könnte, würda 
die SED damit nicht ein P r iv i­
leg  ihrer Funktionäre kassierea®
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Der leise Pfad 
der Diplomatie

W(x. Der D rang der Kommu­
nisten, sieh vom Staiinismus zu 
reinigen, um durch eine größere 
humane Sauberkeit anziehender 
zu w irken, nimmt gelegentlich 
groteske Form en an. Einen be­
sonders hübschen Beitrag zu 
diesem Bemühen leistete soeben 
die westdeutsche Kommunisti­
sche Partei. Vom Bundesver­
fassungsgericht in  die rechtliche  
Zange genommen und in  ihrer 
Existenz bedroht, hat sie in 
dem Verfahren, das zur Feststel­
lung ihrer Verfassungsw idrig­
keit schwebt, den Antrag ge­
stellt, zur Vorlage neuer Leu ­
mundszeugnisse die längst ab­
geschlossene Beweisaufnahme 
w ieder zu eröffnen. N icht nur 
w ill sie zu ihrer Entlastung die 
sechsstündige Parte i tagsre de
Chrustschows vor Gericht ver­
lesen lassen, m it der sie ihre 
„Lega litä t“  beweisen möchte, 
sondern sie w ill auch ihrer 1952 
verkündeten Losung zum „revo­
lutionären Sturz des Adenauer- 
Regim es“ abschwören. Offenbar 
möchte sie dem Gericht ein - 
reden, daß auch dieser Appell 
zur revolutionären Gewalt das 
W erk  des heute so bösen und 
damals so weisen Stalin gew e­
sen ist.

M i t  o d e r  o h n e  G e w a l t ?

überhaupt w ill die K P D  m it  
der Anwendung von Gewalt 
plötzlich nichts mehr zu tun 
haben. Das eben soll m it der 
Verlesung der Rede Chrust­
schows bewiesen werden. M it 
der Berufung auf ihn beweist 
sie aber im  Grunde nur, daß sie 
eine von frem der Macht gelenkte 
und ihr-, hörig'e nichtdeutsche 
Parte i ist. Das von Chrustschow 
erwartete Leumundszeugnis 
ihrer Lega litä t is t ’ deshalb der 
sicherste Beweis ihrer I lle ga li­
tät im  verfassungsrechtlichen 
und nationalen Sinne deutscher 
Staatsbürgerpflicht.

Im  übrigen ist die Rede 
Chrustschows als Beweism ittel 
denkbar ungeeignet. E r hat ge­
w iß  gesagt, daß die Formen des 
Überganges zum Sozialismus 
ipm ier m annigfa ltiger sein w ür­
den und daß zu ihnen auch der 
parlamentarische W eg  gehöre. 
A ber er hat auch folgendes ge­

sagt : „Dabei is t es n i c h t  
u n b e d i n g t ,  notwendig, daß 
die Verw irklichung dieser F o r ­
men u n t e r  a l l e n  U m ­
s t ä n d e n  m it dem Bürger­
krieg verbunden sein w ird  . .  . 
Es besteht kein Zweifel, daß der 
gewaltsame Sturz der D iktatur 
der Bourgeoisie und die damit 
verbundene krasse Verschärfung 
des Klassenkampfes fü r eine 
Reihe kapitalistischer Länder 
u n v e r m e i d l i c h  sind.“

Das ist doch nach w ie  vor das 
Bekenntnis zur Anwendung re­
volutionärer Gewalt —  es sei 
denn, daß die Durchsetzung des 
Kommunismus auch ohne G e ­
w a l t  zu erreichen wäre. Geht 
das nicht —■ w ie  zum Beispiel 
in der Bundesrepublik, v/o die 
Zahl der Kommunisten nur in 
kleinsten Prozentsätzen zu er­
rechnen ist — , dann ist eben, 
w ie Chrustschow deutlich sagt, 
der „g  e w  a 11 s a m e Sturz“ 
dessen, was er die D iktatur der 
Bourgeoisie nennt, unvermeid­
lich. Chrustschow beweist also 
genau das, was die K P D  so 
gern m it seiner Rede w iderlegen 
möchte: nämlich, daß sie gegen­
über der bestehenden Ordnung 
eine illega le Parte i ist.

W ir  überlassen es dem Bun­
desverfassungsgericht, weiche 
Folgerungen es aus dem wun­
derbar verklausulierten Be­
kenntnis Chrustschows zu zie­
hen gedenkt. Das ist ohnehin 
nur ein kleines Satyrspiel am 
Rande des großen Geschehens. 
Angesichts der totalen Bedeu­
tungslosigkeit der K P D  können 
w ir  uns erlauben, es schmun­
zelnd zu registrieren. M  i  t 
o d e r  o h n e  G e w a l t :  der 
Kommunismus w ird , w ie immer 
er sich unter uns gebärden mag, 
seine Ziele in Deutschland nicht 
erreichen.

H ie r  b e g in n t d ie  G e fa h r  
W ir  haben andere Sorgen, 

und sie werden wach, wenn w ir 
das B ild betrachten, das der 
Westen heute bietet. Aus dem 
unvermeidlichen Prozeß der A b ­
lösung der alten Kolonialpolitik, 
in dem vor allem Frankreich 
und noch Großbritannien ste­
hen, sind Schwierigkeiten und 
Gegensätze erwachsen, die a ll­
mählich auch die gemeinsame 
P o litik  des W estens gegenüber 
dem Weltkommunismus bela­
sten. Das Interview  M ollets war 
nach einer Reihe anderer Vor­
gänge der bisher schroffste

Ausdruck einer französischen 
Verärgerung gegenüber ;  den 
USA. Diese wurzelt w en iger in 
M einungsverschie denheiten über 
die westliche P o litik  gegenüber 
Moskau, die gew iß vorhanden 
sind, als in der amerikanischen 
Zurückhaltung gegenüber dem 
französischen Engagement in 
dem antikolonialen Nationalitä­
tenkampf in "Nordafrika. Neben 
dieser Verärgerung is t es die 
dort trotz mächtiger Anstren­
gungen sichtbar gewordene 
französische Schwäche, die Paris 
dazu drängt, auf den Feldern 
der internationalen Spannung 
b illigere  W ege einer Verständi­
gung zu suchen.

H ier  beginnt zugleich die Ge­
fahr fü r Deutschland. Sie lieg t 
darin, daß eine Verständigung 
auf seine Kosten geschehen 
könnte. Daß das nicht gesche­
hen darf, das ist ein Kardinal­
punkt der deutschen Po litik , an. 
dem sich anderenfalls ihre 
W ege  neu klären und entschei­
den müßten. W ir  wünschen 
nicht weniger als irgendein an­
deres Volk eine echte A b ­
rüstung und ein wirksames Sy­
stem kollektiver Sicherheit; aber 
w ir  fordern auch, daß in den 
Pre is, den älle Mächte —  also 
auch Moskau —  fü r diesen
außerordentlichen Akt einer 
internationalen Friedenspolitik 
zu zahlen haben, die W ieder­
vereinigung Deutschlands einge­
schlossen ist. D ieser deutsche 
Standpunkt, zu dem sich m it 
den übrigen Westmächten auch 
Frankreich bekannt hat, bedeu­
tet keineswegs, daß die W ieder­
verein igung einer Lösung der
Abrüstungs- und Sicherheits­
frage  unbedingt vorangehen
muß, obwohl es einen besseren 
Beginn kaum geben könnte. E r 
bedeutet vielmehr, daß diese 
d/ei Problem e zusammengehö­
ren. E r bedeutet ferner, daß im  
Fa lle  eines Scheiterns der A b ­
rüstungs- und Sicherheitsver­
handlungen das Problem  der 
W iederverein igung als eine 
selbständige Aufgabe der deut­
schen und internationalen P o li­
tik  bestehenbleibt. Aus dem un­
bestreitbaren Recht des deut­
schen Volkes muß es dann auch 
eine selbständige Lösung finden. 
In  dieser Betrachtungsweise 
w ird  am besten das sichtbar, 
was w ir  den Vorrang des deut­
schen Problem s nennen. E r  liegt 
darin, daß die W iedervere in i- 
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Soziale Fragen schnell lösen!
Appell des DGB zum X. Mai

Düsseldorf (ÄP/D PA ). In  seinem Au fru f zum 1. M ai appelliert 
der DGB-Bundes Vorstand aji die Arbeitnehmer in  der Bundes­
republik, sich m it ganzer K ra ft  fü r die Verwirklichung des im  
Vorjahr verkündeten gewerkschaftlichen Aktionsprogramms 
einzusetzen. Es gehe darum, die menschliche Arbeitskraft zu 
schützen, die Existenz zu sichern und den Lebensstandard zu 
verbessern.

L ieber L eser!
W ir  wollen gern wissen, w ie die 
Verteilung unserer Woehenaus­
gabe in der sowjetischen Be­
satzungszone funktioniert. D ie 
Namen unserer Leser interes­
sieren uns dabei nicht, sondern 
nur die Orte. Deshalb bitten 
w ir  Sie, eine Ansichts- oder 
Postkarte m it falschem Absen­
der an fo lgende Adresse zu 
schicken:

Herrn E . R e g n i  
Berlin-Tem pelhof 1 

M anfred-v.-Bichthofen-Str. 2, I I  

F a lls Sie den kleinen TA G  
m it der Post erhalten, entfernen 
Sie b itte Ih re Anschrift, nicht 
aber die M arke von dem B r ie f­
umschlag und schicken Sie ihn 
in einem anderen Briefumschlag 
an die obige Anschrift.

W ir  danken Ihnen fü r Ihre 
H ilfe .

Berlin  (Eigenmeldung / epd). 
D ie Ulrichs-Kirche in M agde­
burg ist, w ie erst jetzt bekannt 
wurde, trotz a ller Einsprüche 
von seiten der Evangelischen 
K irche auf Anordnung der so­
wjetzonalen Behörden bereits 
am 5. A pril gesprengt worden. 
Von dem großen Bauwerk m it 
seinen beiden hochragenden 
Türmen, das im  K riege  be­
schädigt worden war, ist nur 
noch ein ries iger Trüm m er­
haufen übriggeblieben.

Am  Sonntag wurde daraufhin 
in  den evangelischen Kirchen 
Magdeburgs eine Kanzelabkün­
digung verlesen, in  der sich 
die JCirchenleitung noch einmal 
entschieden gegen die Behaup­
tung verwahrte, sie habe ihre 
Zustimmung zu dem Vem ieh- 
tungswerk gegeben. W eder bau­
künstlerische noch verkehrs­
technische Gründe hätten die 
Beseitigung der K irche erfor­
derlich gemacht. In  der „ersten 
sozialistischen Straße M agde­
burgs" w erde nun keine Kirche 
mehr stehen. A ls Zeichen der 
Mahnungxund Trauer läuteten 
nach dem Gottesdienst die Glok- 
ken der wenigen vom K riege  
verschonten Kirchen M agde­
burgs.

Unter der Überschrift ..Es 
wurde präzise A rbeit geleistet"

D er DGB erhebe auch in 
diesem dahr eindringlich seine 
Stim m e fü r  d ie W iederverein i­
gung des deutschen Volkes. D ie 
Freiheit und die Selbstbestim­
mung der Völker dienten dem 
Frieden, während Unfreiheit 
und D iktatur die Spannung er­
höhten.

Von den Öffentlichen und pri­
vaten Arbeitgebern erwartet der 
DGB mehr Verständnis und eine 
schnellere Bereitschaft zur L ö ­
sung der entstehenden sozialen 
Fragen. Durch Jtentenerhöhun- 
gen solle den A lten gegeben

begrüßte das Magdeburger SED- 
Organ „Volksstim m e" in zyn i­
schen W orten  die kulturschän- 
derische Tat. Jetzt, nachdem 
die Türm e der K irche beseitigt 
seien, könne „der B lick des Be­
schauers ungehindert über die 
W ilhelm -Pieck-A llee g leiten“.

Bremen (A P ). D ie rund 5000- 
köpfige Belegschaft der Bremer 
L lo yd  - Motorenwerke hat den 
neuen Betriebsrat gewählt, in 
dem Kommunisten künftig  nicht 
mehr vertreten sein werden. Für 
die W ahl waren fünf Arbeiter­
listen und eine gemeinsam von 
der IG  M etall und der DAG 
auf gestellte Angestelltenliste ein­
gereicht worden. In  dem bis­
herigen Betriebsrat waren die 
Kommunisten durch ein M it­
g lied  vertreten.

Verbot der Getarnten
Hannover (AP/D PA). Der 

„Westdeutsche Arbeitsausschuß 
der Nationalen F ron t", die „So­
zialistische Aktion“ und das 
„Westdeutsche Kom itee für E in­
heit und F re ih e it im  deutschen 
Sport" sind vom niedersächsi- 
s'ehen Innenminister als kom­
munistische Tam organisationen 
aufgelöst worden. Bereits am

werden, worauf sie nach einem 
anstrengenden Leben Anspruch 
hätten. In  dem Aufru f, der vom 
DGB-Vorsitzenden F re itag  unter­
zeichnet ist, w ird  den Gewerk­
schaftsm itgliedern dafür ge­
dankt, daß sie den „Anschlag 
auf die E inheit" der Gewerk­
schaftsbewegung im . vergange­
nen Jahr abgewehrt hätten.

Strafaussetzung
Hamburg (A P ). F ü r zwei so­

wjetische Staatsangehörige, die 
in  ihre Heimat repatriiert w er­
den wollen, und die zur Zeit 
w egen  eines Mordes ein e, le ­
benslängliche Zuchthausstrafe 
verbüßen, hat der Senat der 
Hansestadt Hamburg Strafaus­
setzung gewährt. Sie werden 
voraussichtlich m it den ersten 
der 31 Sow jetbürger, die der 
sowjetischen Botschaft in Bonn 
als heim kehrw illig gemeldet 
wurden, in die Sowjetunion ent­
lassen.

25. März war in Niedersachsen 
die „Gesellschaft für die deutsch- 
sowjetische Freundschaft" ver­
boten worden.

Weniger Arbeitslose
Berlin  (Eigenm eldung). D ie 

Zahl der Arbeitslosen hat sich 
im M ärz um 15 862 auf 139 366 
verringert. D ie Entlastung des 
Arbeitsmarktes ist im wesent­
lichen darauf zurückzuführen, 
daß in fo lge der W etterbesse­
rung m it den Bauarbeiten, vor 
allem m it den Äußenarbeiten 
einschließlich der Nctstands- 
arbeiten verstärkt begonnen 
werden konnte.

Glockengeläut für Arbeiter
Iiassel (D PA ). Erstmals in 

der Geschichte der Evangelischen 
Kirche in Deutschland sollen 
zum 1. Mai alle Glocken im 
Bereich der Landeskirche von 
Kurhessen-Waldeck läuten.

Trauergeläut in  Magdeburg
Ulrichs-Kirche wurde dem Erdboden gleichgemacht

Neuer Betriebsrat ohne Kommunisten



Nicht auf Kosten Deutschlands!
Antwort an Mollet — Wiedervereinigung vor Abrüstung
Bonn (AP/D PA). In  einer amtlichen Erklärung hat sich die 

Bundesregierung scharf gegen die Auffassung des französischen 
M inisterpräsidenten M ollet gewandt, daß eine allgemeine A b ­
rüstung der W iedervereinigung Deutschlands vorangehen müsse. 
In  einer vom Auswärtigen Am t veröffentlichten Stellungnahme 
zu dem kürzlichen In terview  M ollets in der amerikanischen 
Zeitschrift «U S  New s and W orld  Report“  w ird  versichert, die 
Bundesregierung werde keinen Zweife l daran auf kommen lassen, 
daß sie die von M ollet vertretene Auffassung nicht teilt.

„Keine deutsche Regierung 
w ird  bereit sein, Vorschläge 
ernsthaft zu diskutieren, die die 
Entspannung auf der Grundlage 
auch nur vorübergehender An­
erkennung oder stillschweigen­
der Hinnahme der Teilung 
Deutschlands bewirken wollen“ , 
heißt es in der Stellungnahme 
weiter.

Wenn der französische R eg ie­
rungschef die von den drei 
westlichen Regierungen in Genf 
gemeinsam verfo lgte Po litik  als 
falsch bezeichne und die A u f­
fassung äußere, daß die A b ­
rüstung der Lösung der W ieder- 
vereinigungs- und der Sicher­
heitsfrage vorangehen müsse, 
so scheine er damit eine ge­
wisse Bereitschaft anzudeuten, 
die von der Sowjetunion ge­
forderte andere Reihenfolge zu

Ascona (A P ). Bundesaußen­
m inister von Brentano hat in 
Ascona, dem Urlaubsort des 
Bundeskanzlers, m itgeteilt, daß 
zwischen ihm und Dr. Adenauer 
„vö llige  Übereinstimmung" hin­
sichtlich der von der Bundes­
republik in der F rage  der W ie ­
dervereinigung Deutschlands 
einzuschlagenden P o litik  be­
stehe.

Der Außenminister bezog sich, 
m it dieser Erklärung offensicht­
lich auf Berichte, nach denen er 
und der Kanzler nicht ein ig 
seien über die Haltung, die d ie ' 
Bundesregierung gegenüber der 
Äußerung des französischen M i­
nisterpräsidenten M ollet einneh­
men solle, daß die Abrüstung 
Vorrang vor der W iederverein i­
gung haben müsse. Brentano 
sprach zu Pressevertretern nach 
einer letzten, zweistündigen 
Konferenz m it Adenauer, an der 
auch Staatssekretär Hallstein 
teilnahm. Der Außenminister

akzeptieren. „D ie ‘ Bundesregie­
rung w ird keinen Zweifel daran 
aufkommen lassen, daß sie diese 
Auffassung nicht teilt.“ D ie 
Bundesregierung glaube da­
gegen, daß eine Abrüstungs­
vereinbarung nur sinnvoll sein 
und wirksam werden könne, 
wenn diejenigen Tatsachen be­
seitigt sind, die die Spannung 
auch verursacht haben.

Berlin  (D PA ). D er mecklen­
burgische Landesbischof D. Dr. 
Beste hat den von der Sow jet­
zonenregierung w iederholt er­
hobenen Vorw urf, die evange­
lische Kirche lasse sich „fü r die 
friedensfeindliche Pläne der a g ­
gressiven N A T O -Po lit ik er  miß-

reiste anschließend nach Bonn 
ab. E r nannte die Unterredung 
eine „logische Fortsetzung“ dfer 
am Montag mit dem K anzler ge­
führten Gespräche; npüe P ro ­
bleme seien nicht besprochen 
worden.

Zur Frage der W iederverein i­
gung sagte Brentano, die deut­
sche Regierung stehe in stän­
digem Kontakt m it den R eg ie­
rungen Großbritanniens und der 
U SA hinsichtlich der Entwick­
lung der Deutschlandfrage. D er 
Kanzler und er seien überdies 
bereit, dem Wunsch Mollets und 
seines Außenministers Pineau 
nach deutsch-französischen Be­
sprechungen über Mollets An­
sichten zur Abrüstung und W ie ­
dervereinigung zu entsprechen.

D er Außenminister teilte ab­
schließend mit, daß der Juni- 
Besuch Adenauers in den U SA 
im  Prinzip  festgelegt sei, der 
genaue Zeitpunkt aber noch be­
stimmt werden müsse.

Lohnerhöhungen 
für 11,4 Millionen

K öln  (A P ). Für fast 11,4 M il- 
lionen Arbeiter und Angestellte, 
d. h. nahezu zwei D rittel der 
Arbeitnehmerschaft, in der Bun­
desrepublik, sind im Jahre 1955 
neue Tarifverträge m it Lohn- 
bzw. Gehaltserhöhungen abge­
schlossen worden, te ilt  das 
Wirtschaftswissenschaftliche In ­
stitut der Gewerkschaften 
(W W I) in K ö ln  in einer Unter­
suchung über die Entwicklung 
des Tariflohnniveaus mit. In ­
fo lge  dieser lebhaften Lohnbe­
w egung habe sich 1955 in der 
westdeutschen Volkswirtschaft 
im  Gesamtdurchschnitt das T a ­
riflohn-Niveau um fün f Prozent 
erhöht.

brauchen“ , zurückgewiesen. In  
einem von der „Mecklenburgi­
schen Kirchenzeitung“ veröffent­
lichten A rtike l schreibt der B i­
schof: „Es ist nicht richtig, 
wenn behauptet w ird, daß die 
evangelische Kirche in Deutsch­
land die ,N A TO -Po litik ‘ gut­
heiße oder sich an diese gebun­
den habe.“  D ie K irche bemühe 
sich vielmehr, die Brücke in dem 
getrennten Volke zu sein und 
trete fü r die Verständigung zw i­
schen W est und Ost ein. Sie er­
hebe ihre Stimme „m it der Mah­
nung, daß Verdächtigungen und 
Beschuldigungen gegeneinander 
aufhören müssen“.

Dr. Beste unterstreicht die 
Bereitschaft der evangelischen 
K irche zu Verhandlungen mit 
der Sowjetzonenregierung. Sie 
ringe aber darum, daß ihr W ort 
dann, wenn es auf Schäden oder 
Gefahren aufmerksam macht, 
gehört w ird . D ie K irche wolle 
in Frieden ungehemmt ihr«n  
Dienst tun können. Wenn M iß­
verständnisse oder Gegensätze 
aufträten, sollte von den V er­
antwortlichen alles getan w er­
den, diese zu überwinden. Der 
mecklenburgische Landesbischof 
wendet sieh schließlich gegen 
den Vorw urf, die evangelische 
K irche verfo lge reaktionäre Ten ­
denzen und sei wissenschafts­
feindlich.

Brentano beim Kanzler
Übereinstimmung in der Frage der Wiedervereinigung

Verdächtigungen müssen aufhören
Bischof Dr. Beste weist Vorwürfe Pankows zurück



So gind sie wirklicht

Geburtsdatum im Gebeim-Dossier
Bevor die Delegierten der 

letzten SED - Parteikonferenz
überhaupt daran denken konn­
ten, bescheidene K r it ik  an 
ihrem 1. Sekretär zu üben, legte 
das Politbüro-M itglied Schirde­
wan ein flammendes Bekenntnis 
zu ’ U lbricht auf das fahnen­
drapierte Podium, daß alle De­
legierten diese W arnung nur zu 
gut verstanden. Denn K arl 
Schirdewan ist der Kaderchef 
der SED, H err über Freiheit 
und Funktion v ie ler leitender 
Ostzonen-Funktionäre. Ihm  zu' 
widersprechen, hieße Abschied 
zu nehmfen von den Pfründen 
der Partei. Aber nur die w en ig­
sten wußten um die tieferen 
Motive dieser Pro-U lbricht-De- 
monstration, ist doch Schirde­
w an ‘ selbst den M itgliedern der 
SED ein kaum bekanntez’ Männ.

Eine ungeklärte Vergangen­
heit begleitet Schiirdewans P a r­
teibiographie. Zwei Geburts­
daten g ib t es von ihm, das rich­
tige fände man höchstens im 
Moskauer Geheim-Dossier. .Neh­
men -wir das wahrscheinlichere 
Datum als gegeben, so ist der 
SEp-Kaderchef heute 50 ^ahre 
alt. Geboren in einem D orf bei 
Königsberg, kam er über den 
Kommunistischen Jugendver- 
baud (K JV ) Ende 1924 zur K P D . 
Thälmann beließ ihn als Ju­
gendfunktionär im  Bezirk Ost­
preußen, wo er bald zum ersten 
Sekretär des K J Y D  und M it­
glied  des Zentralkomitees dieses 
Verbandes^ aufstieg. Verschie­
dentlich in der Sowjetunion auf 
„Fortbildungskursen“ und „D e­
legationsreisen“ , wußte Schirde­
wan die ostpreußischen Jung­
kommunisten frühzeitig  " im 
Geiste des Komsomol zu erzie­
hen. Hieraus rührt' auch die 
auffallende Tatsache, daß sich 
ein wesentlicher T e il des SED- 
Führungskerns aus den ehema­
ligen  KJV lern  Ostpreußens re ­
krutier t.

JEin Lagerbibliothekar
Schirdewan kehrt-m it Vorliebe 

eine A rt grobschlächtiger In tel- 
lektuali'tat heraus. Seine admi­
nistrativen .und konspirativen 
Fähigkeiten gelten als sprich­
wörtlich. E r gehört zu den w e­
nigen Kommunisten, die es 1933 
verstanden, m it einem ganzen 
Widerstandsnetz in den Unter­

K A R L  S C H I R D E W A N

grund zu- gehen. N u r einem 
Zufall verdankte es die Gestapo 
Königsberg, daß sie Schirdewan 
1934 in  ih r N etz  bekam. Von 
seinen Leuten bekam sie kei­
nen. Im  Gegensatz zu anderen 
KP-Führern  hatte Schirdewan 
nicht nur an sich selbst ge­
dacht . . .

Aus dem Zuchthaus kam  
Schirdewan etwa 1938 nach Saeh- 
s.enhausen. H ier gelang es ihm, 
als Lagerbibliothekar ständige 
Verbindung m it einer in der 
Schweiz operierenden Gruppe 
der Sowjetnachrichtendienstes 
zu unterhalten, tiber einen als 
Ku rier tätigen freien  La ge r­
arbeiter inform ierte Schirdewan 
die Sow jets über a lle Vorgänge 
in den Nazi-KZ, deren Insassen 
untereinander damals noch gute 
Verbindung zu unterhalten ver­
mochten. Ulbricht hat'lange ge­
zögert, , ob- er einen unter 
Widerstandsleuten so populären 
Mann in das Zentralkomitee - 
nehmen .soll. ‘ D ie Ereignisse 
nahmen ihm die Entscheidung 
ab.

Schirdewan wurde ein Mann 
der „W estarbeit“ . Im  Zentral­
vorstand der W N  baute er, die 
antifaschistischen Kontakte nach 
dem W esten aus, unter’ ge­
schickter Nutzung auch anti- - 
deutscher Ressentiments’' 1949 
b e r ie f'ih n  Ulbricht von dort in 
die SED-Westkommission, wo 
Schirdewan unter dem ‘ Regim e 
F-ranz Dahlems den illegalen -

Kurierverkehr in die Bundes­
republik leitete. Dahlem war 
dem ehrgeizigen Schirdewan nie 
sehr gewogen, und so schlug er 
diesen als Nachfolger des 1952 
gestürzten sächsischen SED- 
Chefs Lohagen vor. Doch schon 
ein D reivierteljahr später kehrte 
sich das Blatt. Dahlem wurde 
durch den P rager Slansky-Pro- 
zeß (der inzwischen fü r null 
und nichtig erklärt wurde) 
schwer belastet, und • U lbricht 
selbst holte Schirdewan nach 
Ostberlin in das Sekretariat des 
Zentralkomitees. Nach einer 
flammenden und tendenziösen 
R ede auf der 1953er A pril-K on­
ferenz der SED wurde Schirde­
wan fast von selbst Nachfolger 
des einen Monat später gestürz­
ten Kaderchefs und Leiters der 
Westkommission, Franz Dah­
lem. • N

Dunkelmann des Politbüros
Schirdewan gehört heute zu 

den mächtigsten Männern der 
SED. A lte Kommunisten titu ­
lieren ihn gern als den „Dun­
kelmann des Politbüros“ . Ihm  
gehört er seit der 15. ZK-Tagung 
unmittelbar nach dem Juni- 
Aufstand an. über das Sekre­
tariat Schirdewan laufen die in­
ternsten Vorgänge im Funk­
tionärskörper der Parte i. D ie 
Abteilung „Leitende Organe“ 
g ib t ihm die Macht, jeden SED- 
Funktionär ohne wesentliche 
Diskussion seines Amtes zu 
entheben. N ur eines ist ihm 
kla r: Ulbricht hat Schirdewan 
in diese Machtposition gebracht, 
und der im  Hintergrund w ieder 
auf kommende .Dahlem ist sein 
Feind geworden. So sind Schir- 
de-wans Aufstieg und möglicher
S.turz an die, Person des 1. SED- 
sekretärs gekettet. Dessen Sturz 
würde den seinigen zur Fo lge 
haben. W as war so erklärlicher 
als die vielbeachtete Rede 
Schirdewans vor den D elegier­
ten der Parteikonferenz, die — 
eben w eil sie zu stark persön­
lich gefärbt war — sogar von 
dem SED-Zentralorgan zensiert 
werden mußte? Nicht wenige 
sagen heute: „Schirdewan ge­
hört zu den drei langlebigsten 
Leuten ■ eines ’ U lbricht-Polit­
büros . .



Die legend  ist müde
FDJ  auf der Suche nach neuen Methoden "

D is M itgliedschaft in der SED is t heute mehr oder weniger 
eine Frage des gesellschaftlichen Fortkom m ens geworden . 
D iese F rage  mag auch entscheidend sein bei der Annahme eines 
M itgliedsbuches der kommunistischen FD J. A ber hier, bei den 
jüngeren Menschen, sind eigene Interessen, ein gewisses 
Selbstvertrauen bei der Berufsw ahl und die zunehmende F äh ig ­
keit zur K r it ik  doch noch stärker ausgeprägt. So kommt es zu 
der bemerkenswerten Passivität in  der gegenwärtigen FD J- 
A rbeit. Von 1,7 M illionen M itgliedern nehmen —  nach Angaben 
des FD J-Zen tra lra tes  —  nur etw a 0,8 M illionen ständig am 
Yerbandsleben teil. Im  Frühjahr 1956 ist es erstmals so w eit, daß 
d ie F D J  nicht mehr genügend Funktionäre fü r den 1,3 M il­
lionen starken Itinderverband »Junge P ion iere“  abstellen, kann.

N icht ohne Grund hat die 
Berliner F D J  ihr sogenanntes 
„Jugendforum“ zu einer ständi­
gen  Einrichtung gemacht und 
ein besonderes „B üro des Ju­
gendforums“ eingerichtet. H ier 
versucht d ie SED m it H ilfe  er­
fahrener Kommunisten w ie  Ger- 
hart E is ler und Dr. Girnus die 
Ursachen fü r das Desinteresse 
der Jugend an der Po lita rbeit 
zu testen. Zugleich aber w ill die 
SED auch die wunden Punkte 
ihrer A gita tion  unter den jun­
gen Menschen erkennen. So ist 
es kein demokratisches Zuge­
ständnis, wenn sich Jungen und 
M ädel hier m itunter recht offen 
über Stalin, kommunistische 
Wirtschaftsmethoden oder M iß­
stände im Staatswesen unter­
halten dürfen. Jede kritisch© 
Bemerkung, die auf einem „Ju­
gendforum“  gefallen ist, w ird  
durch die unmittelbar der SED- 
Bezirksleitung unterstehenden 
Forum-Funktionäre direkt der 
Agitationsabteilung des Zentral­
komitees* zugeleitet. Für den 
F rageste ller interessieren sich 
die e ifr ig  mitstenographieren- 
ren  Funktionäre nur, wenn er 
eine ' offenkundig „feindliche 
Einstellung“  zeigt.

Leere Jugendklubs 
E in  Kriterium  fü r die T e il­

nahmslosigkeit der Jugend ge­
genüber dem „frohen Jugend- 
leben“ der F D J  sind die 86 Ost­
berliner Jugendklubs. Während 
die wenigen und zum T e il recht 
dürftig eingerichteten Jugend­
heime nach 1945 beachtlichen 
Zustrom aufwiesen, stehen die 
wesentlich attraktiveren FD J- 
Heim e heute leer. Und dies, ob­
wohl sich die F D J  seit mehr als 
einem halben Jahr bemüht, ihre 
politischen Pläne m it diesen 
„Jugendklubs“ hinter einem 
aufgelockerten Veranstaltungs­
plan zu tarnen.

Gefahrensignal N r. 1 fü r dis 
SED ist jedoch die mangelnde 
Bereitschaft der FD Jler, nach 
Erreichung der A ltersgrenze in 
d ie Pa rte i überzuwechseln. 
Bund 40 Prozent a ller aktiven 
FD J-M itg lieder wissen noch 
immer den Ü bertritt in  die SED 
durch vielfache Begründung zu 
verhindern, ganz abgesehen von 
der großen Zahl inaktiver F D J ­
ler, die fü r a lle  derartigen 
Überlegungen immun geworden 
sind. Der E rfo lg  ze ig t sich in 
der Überalterung der m ittleren 
Funktionärsschicht der SED. 
D er „ew ige Jugendfunktionär“  
in  eisgrauem Bart und kurzer 
F D J-H ose ist fü r die Parte i 
mehr als nu r eine W itzb latt- 
iigur,

Pionierleiter gesucht 
Gegenwärtig steht die F D J  

vo r der Aufgabe, zwangsweise 
„P ion ierle iter“  für ihre K inder­
organisation zu rekrutieren. 
W ährend der Pionierverband 
unter den Druckmaßnahmen 
der Schulleitungen zunehmend 
wächst, ist die F D J  nicht mehr

in der Lage , die erforderliche 
Zahl anleitender Jugendfunktio­
näre abzustellen. V iele P ion ier­
le iter haben heute fün f und 
sechs verschiedene, örtlich aus­
einandergezogene Gruppen zu 
betreuen.

Eine erhebliche Abschreckung 
fü r die aktive FD J-Arbeit be­
deutet auch die vorm ilitärische 
Ausbildung durch die m it der 
F D J  gekoppelte GST und der 
je tz t  obligatorisch werdende 
„Kam pfsport“  an den Schulen. 
G ing es 1955 noch um die Ge­
fahr, durch die M itgliedschaft 
in  der FD J eines Tages unge­
w ollt eine K Y P -K a s em e  be­
ziehen zu müssen, so wollen 
sich die Jugendlichen heute ein­
fach nicht mehr die wenige 
ihnen im  Ostzonen-Staat noch 
verbleibende Fre ize it rauben 
lassen. D ie Rekrutierung droht 
ihnen nach Legalisierung der 
„Volksarm ee“ ohnehin. Aber bis 
zum E in tritt in  die l^aserne 
möchten sie eigentlich noch, et­
was voi\ ihrer Jugend haben.

So steht die F D J  heute vo r, 
der Situation, bei einer' Mam­
mutzahl von nominell 1,7 M il­
lionen M itgliedern nicht einmal 
über genügend K ader fü r die 
dringendste politische A rbeit zu 
verfügen. Obwohl sie nahezu 
eine M illion  inaktiver oder über­
haupt nicht mehr organisatorisch 
erfaßbarer M itg lieder m it sich 
herumschlepxien muß, ist sie ge­
zwungen, ständig neue M itg lie ­
der anzuwerben, um der Partei 
frisches B lut zuzuführen. U nge­
achtet dessen*,' daß dieses „ fr i­
sche B lut“  dann bereits m it 
allen Bazillen politischer über- 
drüssigkeit behaftet ist.

„DDR44 muß Farbe bekennen
D ortm und  (D PA ). Der Präses 

der Evangelischen Landeskirche 
von W estfalen, D. W ilm , sagte 
vo r  250 Geistlichen, der R a t der 
E K D  werde den Regierenden in 
der Zone sehr bald die entschei­
dende F rage  vorlegen müssen, 
ob sie die evangelische Kirche 
fü r ganz Deutschland -bestehen 
lassen oder auseinanderreißen 
w ill. „D ie D D R  muß Farbe be­
kennen.“

Niexnöller in Potsdam
Berlin (A P ). Kirchenpräsident 

D , Niem öller hat in einer P re ­

digt in  der Potsdamer Erlöser- 
Idrche den Staat aufgefordert, 
„seine Grenzen nicht zu über­
schreiten, die Gewissen nicht 
lahmzulegen und vonsden Men­
schen keine Glaubensbekennt­
nisse zu verlangen“. E r habe 
damit nach einem Bericht von 
kirchlicher Seite nicht nur die 
Sorge der K irche gegen die so- 
w jeizonala kommunistische Ju­
gendweihe zum Ausdruck ge ­
bracht, sondern sich auf die a ll­
gemeine Entwicklung in Ost und 
W est bezogen.



Freiimrg von Deutschen bombardiert?
Die Stadt wurde toit Dijon verwechselt 

Stuttgart (D P A ). D er Lu ftangriff auf Freiburg am 10. M ai 
1940, bei dem 57 Menschen, dar unter 22 K inder, ams Leben 
kamen, soll nicht von feindliehen Flugzeugen, sondern ver­
sehentlich von deutschen Maschinen ausgeführt worden sein. 
Zu diesem Ergebnis kommt das Institu t fü r Zeitgeschichte in  
München, das am 4. Oktober 1954 vom  baden-württembergischen. 
Sfaatsministerium gebeten worden war, die Verantwortung fü r 
den Lu ftangriff zu klären.

SSD, herhören!
D er kleine TA G  w ird  ver­

sandt und verte ilt ohne 
Rücksicht auf die  politische 
Gesinnung des Empfängers. 
Gegner sind als Empfänger 
sogar besonders beliebt, 
denn sie haben es notiger 
als andere, d ie W ahrheit zu 
erfahren. W er  Verdacht hat, 
daß seine Post überwacht 
w ird , kann den kleinen TAG  
also ruhig bei der Po lize i 
oder beim  Bürgerm eister­
amt oder bei seiner D ienst­
stelle abgeben. Übrigens 
w ird  er auch dort gern 
gelesen .

Das Untersuchungsergebnis, 
das sich auf Zeugenaussagen 
und auf Originaldokumente 
stützt, wurde in der neuesten 
Ausgabe der „Vierteljahreshefta 
fü r Zeitgeschichte“ veröffentlicht.

Nach den Untersuchungen des 
Instituts handele es sich bei 
dem Lu ftangriff auf F reiburg 
einwandfrei um einen F eh l­
abwurf deutscher Flugzeuge. 
E ine Gruppe eines in Landsberg 
stationierten Kampfgeschwaders 
solle den Befehl erhalten haben, 
den F lugplatz in D ijon  zu bom­
bardieren. D ie Gruppe habe bei 
schlechter W etterlage die Orien­
tierung verloren und Freiburg 
für das Angriffszie l gehalten. Es 
seien 69 Bomben abgeworfen

(Fortsetzung von Seite 2)
gung i n  j e d e m  F a l l e  her­
beigeführt werden muß, selbst 
wenn die gemeinsame Lösung 
der verbundenen Problem e er­
schwert oder .au f unberechen­
bare Zeit verzögert werden 
sollte.

W er an diesem Zusammen­
hang der Problem e rüttelt, der 
versündigt sich an der Einheit, 
F reiheit und Sicherheit des 
Westens —  der g ib t fü r eine 
Entspannungs-Illusion leichtfer­
t ig "  die große Chance hin, m it 
der Lösung der Abrüstungs­
und Sicherheitsfrage zugleich 
auch den großen Entspannungs- 
Akt der deutschen "Wiederver­
ein igung herbeizuführen.

Soriii und Hans
‘W ir  kommen diesem Ziel nicht 

dadurch näher, daß die Pläne­
macher und Rezeptkundigen, 
d ie ' schon ein ige Dutzend W ie - 
dei'vereinigungspläne entworfen 
haben, noch ein weiteres Dut­
zend hinzufügen. W enn w ir  w e i­
terkommen wollen, dann kann 
das nicht auf diesem W ege und

worden, von denen 24 B lind­
gänger waren. D ie  Propaganda  
habe den Bombenabwurf als 
einen Feindangriff dargestellt, 
der vergolten  werden müsse.

A ls Göring von dem A ngriff 
Kenntnis erhielt, soll er gesagt 
haben: „D ieser Feldzug fängt 
ja  gut an. D is Lu ftw affe und 
ich haben sich schwer blamiert. 
W ie  kann man dies vor dem 
deutschen Volk  verantworten?“ 
E in kriegsgerichtliches Verfah­
ren sei eröffnet, jedoch später 
w ieder eingestellt worden. 
Gleichzeitig sei befohlen w or­
den, strengstes Stillschweigen 
in der Angelegenheit zu wahren. 
Dem beauftragten Chefrichter 
habe man m itgeteilt, daß die

nicht , auf öffentlichen Konferen­
zen und am allerwenigsten in 
den schon schadhaft gew orde­
nen alten Gleisen der Polem ik 
zwischen. Regierung und Oppo­
sition gelingen. A lle  guten R e ­
gelungen der internationalen 
P o litik  hatten bisher ihren 
Ursprung nicht am grünen 
Tisch einer mehr oder w en iger 
öffentlichen Konferenz, sondern 
im  geheimen diplomatischen Ge­
spräch. das Vertrauen, schafft 
und dann auf der Grundlage 
des Vertrauens Schritt für 
Schritt in geduldiger Mühe 
W ege sucht und gangbar macht. 
Das ist übrigens die einzige 
Methode, die noch . nicht m it 
w irklich äußerstem Einsatz ver­
sucht worden ist.

In  den nächsten Wochen und 
Monaten -wird manches' gesche­
hen, was vielleicht (vie lle ich t!) 
geeignet is t , ' die internationale 
P o litik  aus ihrer Verkrampfung 
zu lösen und w ieder auf den 
l e i s e n  P f a d . e c h t e r  D i ­
p l o m a t i e  zu führen. Der 
sowjetische Besuch in London, 
der französische in Moskau (der
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Propagandamaschine auf vollen 
Touren laufe und H itler aus 
Gründen der Staatsräson nicht 
mehr dementieren könne, w eil 
sonst das Ansehen Deutsch­
lands und der deutschen L u ft­
w affe auf dem Spiele stehe.

hoffentlich den W e g  des W estens 
nicht noch w eiter erschwert) 
und andere w ichtige Begegnun­
gen und Besprechungen zw i­
schen den verantwortlichen 
Staatsmännern können eine zu­
verlässige Bestandsaufnahme der 
im Vier-Mächte-Bereich beste­
henden Auffassungen, M öglich­
keiten und — „Preiskalkulatio- 
iien " ergeben, von denen bisher 
am wenigsten gesprochen w or­
den ist, obwohl sie fü r eine L ö ­
sung sehr w ichtig sind. Das ist 
dann, wenn in Bonn eine vo ll­
kommene Übersicht über diese 
Bestandsaufnahme möglich ge­
worden ist, auch fü r die deut­
sche P o litik  der Augenblick, 
sich diplomatisch in  die Ent­
wicklung einzuschalten. Sie w ird 
sich dann daran erinnern müs­
sen, daß ein gew isser Valerian 
A . Sorin in Bonn und ein ge- 
v/isser Dr. Haas in Moskau am­
tiert. D ie beiden sind schließ­
lich nicht nur zu dem Zwecke 
dort, um der Tatsache diploma­
tischer Beziehungen zwischen 
der Sowjetunion und Deutsch­
land einen formalen Ausdruck 
zu geben. Beide müssen v ie l­
mehr sinnvoll beschäftigt w er« 
dem.

. Der leise Pfad der Diplomatie
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